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A. Zielsetzung 

Die deutsche Filmwirtschaft soll durch Filmförderungshilfen die 
befristete Möglichkeit erhalten, ihre Struktur zu verbessern. 
Dabei soll der qualitativ hochstehende Film bevorzugt werden. 
Die Hilfen dienen darüber hinaus auch zum Ausgleich von Wett- 
bewerbsvorteilen, die Filmhersteller in anderen europäischen 
Staaten durch weit höhere Förderungshilfen genießen. 


B. Lösung 

Für fünf Jahre werden die Förderungshilfen des alten Film- 
förderungsgesetzes unter Auflockerung des starren Systems 
der Mindesteinspielvoraussetzungen zugunsten des qualitativ 
höher bewerteten Films fortgeführt, daneben ist neu eine Pro- 
jektförderung vorgesehen, die es erlaubt, Filmvorhaben wesent- 
lich mitzufinanzieren, den Absatz guter Filme zu erleichtern, 
beispielhafte Maßnahmen im Bereich der Filmtheater zu unter- 
stützen und die berufliche Fortbildung des künstlerischen, tech- 
nischen und kaufmännischen Nachwuchses zu fördern. 

Zusätzlich werden Möglichkeiten für die Kooperation zwischen 
Filmwirtschaft und Fernsehen eröffnet (Mehrheitsbeschluß). 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Schmidhuber 


i. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 7/974 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 51. Sitzung am 
20. September 1973 in erster Beratung an den Aus- 
schuß für Wirtschaft federführend, an den Innen- 
ausschuß und an den Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft mitberatend überwiesen. Die mitbe- 
ratenden Ausschüsse haben den Gesetzentwurf in 
mehreren Sitzungen beraten und ihm mit einer Reihe 
von Änderungsvorschlägen zugestimmt. Zu diesen 
Beschlüssen der mitberatenden Ausschüsse wird bei 
den jeweiligen Bestimmungen im einzelnen Stellung 
genommen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat eine Arbeits- 
gruppe beauftragt, den Gesetzentwurf vorzuberaten, 
um die abschließende Beratung im Wirtschaftsaus- 
schuß mit Rücksicht auf die Eilbedürftigkeit des 
Gesetzentwurfes zu beschleunigen. 

II. 

Der Bundestag hat erstmalig im Jahre 1967 die 
Filmförderung auf der Grundlage einer parafiska- 
lischen Abgabe bei den Filmtheatern gesetzlich ge- 
regelt. Die ersten Erfahrungen mit dieser Maßnahme 
haben gezeigt, daß sie in vieler Hinsicht verbesse- 
rungswürdig ist. Schon der Gesetzgeber des Jahres 
1967 war sich der Vorläufigkeit der von ihm ge- 
troffenen Regelung bewußt. Er hat deshalb dem Ge- 
setz auch nur eine befristete Geltungsdauer gege- 
ben. Das sich anschließende Änderungsgesetz von 
1971 hat diese Vorläufigkeit weiter aufrechterhal- 
ten. Dieses erste Änderungsgesetz hat die Film- 
förderung jedoch nicht einfach verlängert, sondern 
versucht, durch eine Änderung des Förderungsver- 
fahrens und die Einführung einer Minderwertklausel 
für die Grundförderung von Filmen die Maßnahmen 
effizienter zu gestalten. Dies war unter anderem 
auch deshalb möglich, weil neben der Abgabe an 
den Filmtheatern nun auch Teile des Ufi-Vermögens 
für die Filmförderung eingesetzt werden konnten. 
Da die Abgabepflicht nach diesem Änderungsgesetz 
zum 31. Dezember dieses Jahres ausläuft, ist jetzt 
eine neue Regelung erforderlich. 

Die Zeit zwischen Beginn dieser Legislaturperiode 
und diesem Fristablauf war zu kurz, um ein alle 
Seiten befriedigendes Reformgesetz vorzulegen. Mit 
der Vorlage des jetzt anstehenden zweiten Ände- 
rungsgesetzes befindet sich der Gesetzgeber somit 
in der gleichen Lage wie im Jahre 1967 und 1971. 
Er ist sich nämlich wiederum der Vorläufigkeit sei- 
ner Maßnahme bewußt, wenngleich schon der Re- 
gierungsentwurf gewisse Ansätze für eine Reform 
enthält. 

Bei den Beratungen in den Ausschüssen ist man 
von der Systematik dieses Entwurfs ausgegangen. 


Man hat einhellig den Ansätzen für eine Reform 
zugestimmt. Übereinstimmung bestand in der Ziel- 
setzung der Filmförderung, nämlich eine wesentliche 
Verbesserung der Qualität zur Stärkung des deut- 
schen filmwirtschaftlichen Angebots im internatio- 
nalen Wettbewerb zu erzielen. Die Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen der Mehrheit und der Min- 
derheit konzentrierten sich im wesentlichen auf die 
Ausgestaltung der Filmförderung, die Art der Be- 
teiligung des Fernsehens und die Berücksichtigung 
dieser Beteiligung im Gesetz sowie auf die Zusam- 
mensetzung der einzelnen Entscheidungsgremien. 

Der Regierungsentwurf schlägt — unabhängig von 
der Verbesserung der finanziellen Basis der Film- 
forderungsanstalt durch Erhöhung der Filmabgabe 
bei den Filmtheatern — vor, durch folgende Maß- 
nahmen Einfluß auf eine Verbesserung des Ange- 
bots der Filmwirtschaft zu nehmen: 

a) Kernstück dieser Verbesserungsmaßnahme ist 
die Einführung einer Projektförderung (§ 14a), 
die im Bereich der Spielfilmförderung neben die 
Grund- und Zusatzförderung treten soll. Danach 
soll es künftig möglich sein, schon Vorhaben 
von Spielfilmen, die breite Besucherschichten er- 
warten lassen, durch Gewährung bedingt rück- 
zahlbarer zinsloser Darlehen zu fördern und den 
Produzenten damit das Finanzierungsrisiko zu 
erleichtern. Durch dieses Verfahren erhält der 
Produzent schon bei Beginn der Produktion Fi- 
nanzhilfen, die bei günstigen Einspielergebnis- 
sen durch die Grund- und Zusatzförderung er- 
gänzt werden. Es bleibt jedoch dabei, daß Grund- 
und Zusatzförderungen nur ausgezahlt werden 
dürfen, wenn diese Mittel für eine folgende Film- 
produktion eingesetzt werden. Dieses neue För- 
derungsinstument kann auch dem NEWCOMER 
helfen, ein marktgeeignetes Vorhaben in Angriff 
zu nehmen und zu verwirklichen. 

Diese Projektförderung ist nicht einseitig auf die 
Herstellung guter Filme festgelegt, sondern sie 
soll auch der Förderung des Absatzes guter 
Filme, der beruflichen Weiterbildung des ge- 
samten Nachwuchses im Bereich der Filmwirt- 
schaft sowie der Verwirklichung beispielhafter 
Vorhaben im Filmtheaterbereich dienen. 

Der Gesetzentwurf betraut eine Projektkom- 
mission, die aus unabhängigen Sachverständigen 
bestehen soll, mit der Prüfung der Vorhaben und 
der Vergabe dieser Mittel. Die Kommission wird 
über ein Förderungsvolumen von mindestens 
5 Millionen DM verfügen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat ebenso wie die mit- 
beratenden Ausschüsse diesem neuen Ansatz- 
punkt in der Filmförderung zugestimmt. Er hält 
gerade die Projektförderung für ein geeignetes 
Mittel, die angestrebte Kooperation zwischen 
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Film- und Fernsehen zu verbessern. Die Mehrheit 
des Ausschusses schlägt deshalb vor, in der Pro- 
jektkommission der ARD und dem Zweiten 
Deutschen Fernsehen je einen Sitz zu garantieren 
(§ 14 a Abs. 3). 

b) An dem Prinzip der Grund- und Zusatzförderung 
hält der Gesetzentwurf fest. Er sieht jedoch vor, 
daß für gute, aber für wirtschaftlich weniger er- 
folgreiche Filme ein Teil der Grundförderungs- 
mittel Vorbehalten bleibt (§ 8 Abs. 2 a). Die Zu- 
teilung dieser Mittel soll nicht mehr an die Er- 
reichung bestimmter Einspielergebnisse gebun- 
den sein. 

Eine weitere Verbesserung sieht der Ausschuß 
darin, daß jetzt die Grundförderung in Fällen 
von Minderqualität mit einfacher Mehrheit des 
Verwaltungsrates versagt werden kann (§ 7 
Abs. 12). Nach dem geltenden Recht ist die 
qualifizierte Mehrheit erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat das Verfahren für 
die Grundförderung gegenüber der Regierungs- 
vorlage noch verbessert. Zum Unterschied zur 
Regierungsvorlage soll der Teil der Grundför- 
derungsmittel, der wirtschaftlich weniger erfolg- 
reichen Filmen Vorbehalten sein soll, von ein 
Zehntel auf ein Achtel erhöht werden. Nach den 
Vorstellungen des Wirtschaftsausschusses sollen 
allerdings Beträge erst abgerufen werden kön- 
nen, wenn mindestens 50 000 DM Förderungs- 
mittel durch einen oder mehrere Hersteller ge- 
meinsam angespart worden sind (§ 8 Abs. 2 a). 

Mit dieser Maßnahme wird gleichzeitig ein An- 
reiz zur Kooperation kleinerer Produzenten ge- 
schaffen. Diese Filme werden damit erstmals 
— im Verhältnis ihrer Einspielerlöse zueinan- 
der — zusatzförderungsberechtigt. 

c) Der Gesetzentwurf, der zunächst eine gesetzliche 
Verpflichtung zu einer Filmabgabe des Fern- 
sehens vorsieht (§ 15 Abs. 2), will vor allem die 
Zusammenarbeit zwischen Filmwirtschaft und 
Fernsehen fördern. Diese vorgesehene gesetz- 
liche Verpflichtung zur Fernsehabgabe hat die 
Fernsehanstalten veranlaßt, ihrerseits konkrete 
Kooperationsvorschläge zu unterbreiten, um an- 
stelle einer bloßen Beitragspflicht eine vertrag- 
lich gesicherte und differenzierte Form der Zu- 
sammenarbeit vorzuschlagen. Der Mehrheit des 
Ausschusses erschien dieses Angebot hinrei- 
chend konkret, so daß nach ihrer Auffassung auf 
eine gesetzliche Verpflichtung zur Fernsehab- 
gabe, die auch in der Öffentlichkeit verfassungs- 
rechtlich unterschiedlich beurteilt worden ist, 
schon jetzt unabhängig von der weiteren Kon- 
kretisierung des angebotenen Abkommens zwi- 
schen Fernsehanstalten und Filmförderungs- 
anstalt verzichtet werden kann. Der Ausschuß 
hat bewußt u. a. auch aus Zuständigkeitserwä- 
gungen davon abgesehen, den Abkommensent- 
wurf in seine Beratungen einzubeziehen. 

Der Minderheit im Ausschuß erschienen die Ver- 
handlungen nicht weit genug gediehen, als daß 


man schon zu diesem Zeitpunkt auf eine gesetz- 
liche Verpflichtung zu einem Beitrag des Fern- 
sehens an der Filmförderung hätte verzichten 
können. Diese Bedenken waren für die Minder- 
heit um so schwerwiegender, als der Gesetz- 
entwurf nach ihrer Auffassung den Fernseh- 
anstalten schon im Vorgriff auf das Abkommen 
in der Projektkommission der Filmförderungs- 
anstalt hervorgehobene Mitwirkungsrechte ga- 
rantiert. Die Bedenken richteten sich ferner da- 
gegen, daß nach dem Mehrheitsbeschluß der Ge- 
setzentwurf — auf ein noch nicht realisiertes 
Abkommen abstellend — vorsieht, daß Mittel 
der Fernsehanstalten ausschließlich das vorge- 
sehene Volumen der Projektförderung erhöhen 
könnten (§ 18 Abs. 2). Es wurde vermutet, daß 
auf diese Weise die wirtschaftliche Zielsetzung 
des Gesetzes beeinträchtigt werden könnte. 

d) Der Regierungsentwurf hat auf die Erhöhung der 
Filmabgabe bei den Filmtheatern verzichtet. 
Schon der Bundesrat hat eine Aufstockung dieser 
Abgabe für erforderlich gehalten. Der Wirt- 
schaftsausschuß hat sich diesen Erwägungen an- 
geschlossen und schlägt vor, die Filmabgabe mit 
Wirkung vom 1. Juni 1974 um 0,05 DM auf 
0,15 DM zu erhöhen (§ 15 Abs. 1). 

e) Schließlich hat die Bundesregierung vorgeschla- 
gen, das Präsidium der Filmförderungsanstalt (§ 5) 
um einen Platz zu erhöhen. Die Mehrheit des 
Wirtschaftsausschusses hat die Zusammenset- 
zung des Verwaltungsrates der Filmförderungs- 
anstalt (§ 6) überprüft und es für erforderlich ge- 
halten, in der Zusammensetzung des Verwal- 
tungsrates weiteren am Filmschaffen beteiligten 
Kräften die Vertretung in diesem Gremium zu 
ermöglichen. Dies hat zur Folge, daß der bisher 
aus 29 Mitgliedern bestehende Verwaltungsrat 
auf 33 Mitglieder erhöht wird. Insbesondere 
soll die Rundfunk-Fernseh-Film-Union im DGB 
einen zusätzlichen Sitz erhalten. Den Abspiel- 
stätten für den anspruchsvollen Film soll eben- 
falls die Möglichkeit zur Vertretung im Verwal- 
tungsrat gegeben werden. Den Filmjournalisten 
soll über die beiden großen Journaiistenorgani- 
sationen je ein Platz eingeräumt werden. Die 
vom Deutschen Bundestag entsandten Mitglie- 
der des Verwaltungsrates brauchen nicht mehr 
wie bisher Bundestagsabgeordnete zu sein. Als 
Folge der Erweiterung des Verwaltungsrates auf 
33 Mitglieder schlägt die Mehrheit vor, auch 
das Präsidium der Filmförderungsanstalt um zwei 
Plätze zu erweitern. Die Minderheit sprach sich 
vor allem aus Gründen der Arbeitsfähigkeit der 
Gremien gegen die Erweiterung von Präsidium 
und Verwaltungsrat dieser Gremien aus. Sie 
hätte es vorgezogen, unabhängig hiervon, wenn 
der Verwaltungsrat schon um einen Vertreter 
von Gewerkschaftsseite erweitert wird, diesen 
Platz der DAG zu geben. Gegen eine zusätzliche 
Beteiligung der Journalisten hatte die Minder- 
heit vor allem aus den Gesichtspunkten einer 
möglichen Interessenkollission grundsätzliche 
Bedenken. 
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III. 

Zur Begründung weiterer Änderungen im einzelnen: 

1. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b (§ 2 Abs. 2) 

Neben der Ausstattung von Filmtheatern soll 
jetzt auch die Neugestaltung von Filmtheatern 
gefördert werden können. 

2. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 7 Abs. 3 Nr. 3) 

Die Änderung von § 7 soll die Voraussetzung 
für eine stärkere Inanspruchnahme deutscher 
Ateliers für Filme, die nach diesem Gesetz 
gefördert werden, schaffen. Die Minderheit hat 
Zweifel an der Praktikabilität dieser Ergänzung. 
Der Vorstand der Filmförderungsanstalt kann 
das Placet für diese Förderung nach Auffassung 
der Minderheit erst zuverlässig geben, wenn 
der Film schon abgedreht ist. 

3. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe (§ 7 Abs. 4) 

Die Änderung in § 7 Abs. 4 Satz 1 soll EWG- 
rechtlichen Regelungen Rechnung tragen. 

4. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b (§ 7 Abs. 5) 

§ 7 Abs. 5 stellt klar, welche Mindestvoraus- 
setzungen an die deutsche künstlerische und 
technische Beteiligung bei minoritären Gemein- 
schaftsproduktionen mit dem Ausland zu stel- 
len sind. Die Änderung in Artikel 1 Nr. 5 (§ 8 
Abs. 1) und in Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe a 
(§ 10 Abs. 1) trägt ebenfalls dem Zweck Rech- 
nung, den Mißbrauch bei der Förderung minori- 
tärer Gemeinschaftsproduktionen entgegenzu- 
wirken. Als Folgeänderung ist in Artikel 1 
Nr. 4 Buchstabe b A der Satz 2 des § 7 Abs. 6 
entbehrlich geworden. 

5. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d 

Die Änderung in § 7 Abs. 14 soll die Vorausset- 
zung für den Abschluß und die Durchführung 
eines Abkommens zwischen öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten und der Filmförde- 
rungsanstalt schaffen. Das gleiche gilt für Ar- 
tikel 1 Nr. 7 Buchstabe b (§ 12 Abs. 2) und 
Artikel 1 Nr. 10 (§ 14 b Abs. 2 Satz 2). Die Min- 
derheit im Ausschuß hatte unter den Gesichts- 
punkten der II. c) gegen diese Änderung Be- 
denken. 

6. Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe c t (§ 8 Abs. 3) 

Die Ergänzung in § 8 Abs. 3 eröffnet die Mög- 
lichkeit, Vorauszahlungen bis zu 50 v. H. des 


Grundbetrages des Vorjahres zu leisten. Die 
Vorfinanzierung von neuen Produktionen kann 
auf diese Weise erleichtert werden. 


7. Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe a (§ 9) 

Zu § 9 hat die Minderheit beantragt, über die 
Zusatzförderung projektgeförderter Filme auch 
die Kleine Kommission entscheiden zu lassen. 
Sie ist mit diesem Antrag nicht durchgedrungen. 

8. Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b (§ 14 Abs. 3) 

In § 14 Abs. 3 wird entgegen den Stimmen der 
Minderheit ein Anreiz zum Abspielen von Wo- 
chenschauen in der Weise geschaffen, daß sich 
die Rückvergütung an Filmtheater erhöht, wenn 
neben dem Spielfilm eine Wochenschau vorge- 
führt wird. Die Minderheit bezweifelt die Effi- 
zienz dieser Maßnahme und befürchtet, daß sich 
auf diese Weise die Mittelverwendung unnötig 
zersplittert. 

9. Artikel 1 Nr. 13 (§ 18 Abs. 2) 

In § 18 Abs. 2 werden zur weiteren Verbesse- 
rung der Qualität und des Absatzes die Förde- 
rungsmittel für die Zusatzförderung, die Wer- 
bung und die Kurzfilmproduktion erhöht. 

10. Artikel 2 a 

Der Ausschuß hat entsprechend einer Anregung 
des Innenausschusses geprüft, ob an der Vor- 
lagepflicht bei der Verbringung von Filmen 
nach dem Gesetz zur Überwachung strafrecht- 
licher und anderer Verbringungsverbote festge- 
halten werden muß. Er war mehrheitlich der 
Auffassung, daß auf Grund der Erfahrungen mit 
dieser Regelung auf die Vorlagepflicht verzich- 
tet werden kann. 


11. Das Ufi-Entflechtungsgesetz aus dem Jahre 1953 
enthält mehrere Vorschriften, die mit der Zeit 
obsolet geworden sind. Der Ausschuß empfiehlt 
in Artikel 2 b Nr. 1 diese Vorschriften, die sich 
u. a. auch auf Erwerbs- und Veräußerungsver- 
bote für das frühere Ufa-Vermögen beziehen, 
aufzugeben. Darüber hinaus wird in Artikel 2 b 
Nr. 2 empfohlen, die Abwicklung des Ufi-Ver- 
mögens auf einem Teilgebiet zu vereinfachen. 

Namens des Wirtschaftsausschusses bitte ich das 
Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der Fassung der 
Beschlüsse des Wirtschaftsausschusses zuzustim- 
men. 


Bonn, den 7. Dezember 1973 


Schmidhuber 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag stimmt dem Gesetzentwurf — Drucksache 7/974 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zu; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären, 

Bonn, den 7. Dezember 1973 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung des deutschen Films 

— Drucksache 7/974 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des9. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
deutschen Films vom 22. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1352), geändert durch das Gesetz vom 
9. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1251), wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„zu steigern" die Worte „und die Struktur 
der Filmwirtschaft zu verbessern" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Anstalt gewährt Förderungshilfen 

1. an Produzenten zur Herstellung deutscher 
Filme (§§ 8, 9 und 13), 

2. an Filmtheaterbesitzer zur Erneuerung 
und Verbesserung der technischen Anla- 
gen und der Ausstattung von Filmthea- 
tern (§ 14), 

3. zur Verwirklichung von Vorhaben im Be- 
reich der Filmwirtschaft (§§ 14 a bis 14c), 

4. zur Werbung für den deutschen Film im 
In- und Ausland." 


2. In § 5 Abs. 1 wird das Wort „sieben" durch das 
Wort „acht" ersetzt. 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Förderung des deutschen Films 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des 
deutschen Films vom 22. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1352), geändert durch das Gesetz vom 
9. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1251), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Anstalt gewährt Förderungs- 
hilfen 

1. unverändert 

2. an Filmtheaterbesitzer zur Erneuerung 
und Verbesserung der technischen Anla- 
gen, zur Neugestaltung und zur Ausstat- 
tung von Filmtheatern (§ 14), 

3. unverändert 

4. unverändert 


2. In § 5 Abs. 1 wird das Wort „sieben" durch das 
Wort „neun" ersetzt. 

2a. § 6 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Verwaltungsrat besteht aus drei- 
unddreißig Mitgliedern: 
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Entwurf 


3. In § 6 Abs. 7 Satz 1 wird das Wort „fünf" durch 
das Wort „sechs" ersetzt. 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 Nr. 3 wird nach den Worten 
„benutzt werden" und unter Ersetzung des 
Kommas durch einen Punkt als Satz 4 ange- 
fügt: 

„Die Grundlage für die Bemessung nach Satz 
2 und 3 ist die Drehzeit, " 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

1. fünf Mitgliedern, gewählt vom Deutschen 
Bundestag, 

2. drei Mitgliedern, gewählt vom Bundesrat, 

3. drei Mitgliedern, benannt von der Bundes- 
regierung, 

4. vier Mitgliedern, benannt vom Hauptver- 
band Deutscher Filmtheater e. V., von de- 
nen eines im Einvernehmen mit der Ar- 
beitsgemeinschaft Kino e. V. und der Gilde 
Deutscher Filmkunsttheater e. V. zu be- 
nennen ist, 

5. drei Mitgliedern, benannt vom Verband 
Deutscher Spielfilmproduzenten e. V., 

6. zwei Mitgliedern, benannt von der Arbeits- 
gemeinschaft Neuer Deutscher Spielfilm- 
produzenten e. V., 

7. einem Mitglied, benannt vom Bundesver- 
band Deutscher Film- und AV Produzen- 
ten e. V., 

8. zwei Mitgliedern, benannt vom Verband 
der Filmverleiher e. V., 

9. einem Mitglied, benannt von der Export- 
Union der Deutschen Filmindustrie e. V., 

10. einem Mitglied, benannt vom Verband 
Technischer Betriebe für Film und Fern- 
sehen e. V., 

11. zwei Mitgliedern, die als Filmschaffende 
tätig sind, benannt von der Rundfunk-Fern- 
seh-Film-Union im Deutschen Gewerk- 
schaftsbund, 

12. je einem Mitglied, das als Filmjournalist tä- 
tig ist, benannt vom Deutschen Journali- 
stenverband e. V. und von der Deutschen 
Journalisten-Union in der Industriegewerk- 
schaft Druck und Papier, 

13. je einem Mitglied, benannt von der evan- 
gelischen und der katholischen Kirche, 

14. je einem Mitglied, benannt von der Ar- 
beitsgemeinschaft der öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunkanstalten der Bundesrepu- 
blik Deutschland (ARD) und der Anstalt 
des öffentlichen Rechts „Zweites Deutsches 
Fernsehen". 

3. unverändert 


4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 3 wird nach den Worten 
„benutzt werden" folgender Halbsatz sowie 
Satz 4 angefügt: 

„wenn und soweit der Vorstand dies aus 
Kostengründen für erforderlich hält. Die 

Grundlage für die Bemessung nach Satz 2 
und 3 ist die Drehzeit,". 
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b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Als deutscher Film gilt auch ein Film, 
der unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 3 Nr. 1 und 2 und des Absatzes 7 gemein- 
sam mit mindestens einem Hersteller mit Sitz 
oder Wohnsitz außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes hergestellt worden 
ist und 

1. den Vorschriften über die Gemeinschafts- 
produktion von Filmen einer auf den Film 
anwendbaren, von deutscher Seite abge- 
schlossenen zwischenstaatlichen Verein- 
barung entspricht, oder 

2. wenn ein solches Abkommen nicht vor- 
liegt, eine im Verhältnis zu der auslän- 
dischen Beteiligung erhebliche deutsche 
finanzielle Beteiligung sowie eine dieser 
angemessene deutsche künstlerische und 
technische Beteiligung von jeweils min- 
destens 30 vom Hundert aufweist." 


c) Absatz 12 erhält folgende Fassung: 

„über die Gewährung des Grundbetrages 
entscheidet der Vorstand, sofern diese Ent- 
scheidung nicht nach Satz 3 dem Verwal- 
tungsrat Vorbehalten ist. Will der Vorstand 
auf Zuerkennung des Grundbetrages ent- 
scheiden, so hat er diese Absicht zuvor den 
Mitgliedern des Präsidiums mitzuteilen. Der 
Verwaltungsrat entscheidet an Stelle des 
Vorstandes, wenn drei oder mehr Mitglie- 
der des Präsidiums dies innerhalb von zwei 
Wochen nach Eingang der Mitteilung des 
Vorstandes schriftlich bei dem Vorsitzen- 
den des Verwaltungsrates beantragen; der 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

a A ) Dem Absatz 4 Satz 1 wird nach den Worten 
„nicht übersteigt" folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„oder, soweit es sich im Falle des Absat- 
zes 3 Nr. 6 um Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft handelt, unter 50 vom 
Hundert liegt." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Als deutscher Film gilt auch ein Film, 
der unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 3 Nr. 1 und 2 und des Absatzes 7 gemein- 
sam mit mindestens einem Hersteller mit Sitz 
oder Wohnsitz außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes hergestellt worden 
ist und 

1. den Vorschriften über die Gemeinschafts- 
produktion von Filmen einer auf den Film 
anwendbaren, von deutscher Seite abge- 
schlossenen zwischenstaatlichen Verein- 
barung entspricht oder, 

2. wenn ein solches Abkommen nicht vor- 
liegt, eine im Verhältnis zu der auslän- 
dischen Beteiligung erhebliche deutsche 
finanzielle Beteiligung sowie eine dieser 
angemessene deutsche künstlerische und 
technische Beteiligung von jeweils min- 
destens 30 vom Hundert aufweist." 

Bei der künstlerischen und technischen Be- 
teiligung sollen mindestens 

1. ein Hauptdarsteller und ein Darsteller 
in einer Nebenrolle oder, wenn dies 
nicht möglich ist, zwei Darsteller in 
wichtigen Rollen, 

2. ein Regieassistent oder eine andere 
künstlerische oder technische Stabskraft 
und 

3. ein Drehbuchautor oder ein Dialogbear- 
beiter 

Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sein oder dem deutschen Kul- 
turbereich angehören." 

bj) In Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen. 

c) unverändert 
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Antrag ist zu begründen, über Widersprüche 
gegen Entscheidungen des Vorstandes ent- 
scheidet der Verwaltungsrat. Trifft der Ver- 
waltungsrat die Entscheidung gemäß Satz 3, 
so findet ein Vorverfahren nach § 68 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung nicht statt." 

d) Absatz 14 wird durch folgenden Satz 3 er- 
gänzt: 


„Bei einer Genehmigung beschließt das Prä- 
sidium gleichzeitig gemäß § 12 Abs. 2 Satz 2 
über den Zeitraum der Sperrung der Fern- 
sehnutzungsrechte." 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Be- 
trag" die Worte „nach Abzug der gemäß 
Absatz 2 a zu verwendenden Mittel" einge- 
fügt und folgender Satz 2 angefügt: 

„In den Fällen des § 7 Abs. 5 wird bei einer 
deutschen finanziellen Beteiligung unter 50 
vom Hundert der Grundbetrag auf den Vom- 
hundertsatz gekürzt, der dem Zweifachen 
dieser Beteiligung entspricht , es sei denn , 
die deutsche Beteiligung ist größer als jede 
andere Beteiligung ." 

b) In Absatz 2 werden die Sätze 3 bis 5 ge- 
strichen. 

c) Folgende Absätze 2 a und 2 b werden ange- 
fügt: 

„(2 a) 10 vom Hundert des nach § 18 Abs. 2 
für die Grundförderung zur Verfügung ste- 
henden Betrages sind zur Förderung deut- 
scher programmfüllender Filme zu verwen- 
den, die Prädikatsfilme sind oder einen 
Hauptpreis auf einem A-Filmfestspiel erhal- 
ten haben, ohne die Anspruchsvorausset- 
zungen des Absatzes 2 Satz 2 zu erfüllen. 
Der Betrag ist dem Hersteller nach Maßgabe 
des Anteils zuzuerkennen, den sein Film an 
den Einspielergebnissen aller in Satz 1 be- 
zeichneten Filme, die im abgelaufenen Ka- 
lenderjahr die Voraussetzungen für die Ge- 
währung des Betrages erfüllt haben, im je- 
weiligen Förderungszeitraum (§ 7 Abs. 8 
Satz 2) im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erzielt hat. Beträge unter 10 000 Deutsche 
Mark werden nicht gewährt. Der nach Satz 1 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


d) Absatz 14 erhält folgende Fassung: 

„(14) Deutsche Filme, die unter Mitwir- 
kung einer Fernsehen betreibenden öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalt r die im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes liegt, hergestellt 
worden sind, können als Referenzfilme an- 
erkannt werden; dabei kann gleichzeitig 
abweichend von Absatz 3 Nr. 1 die Gewäh- 
rung von Förderungshilfen an die Rund- 
funkanstalt zugelassen werden. Die Ent- 
scheidung bedarf der Genehmigung des Prä- 
sidiums, das hierbei die Interessen der Film- 
wirtschaft und die der Rundfunkanstalten zu 
berücksichtigen hat. Bei einer Genehmigung 
beschließt das Präsidium gleichzeitig gemäß 
§ 12 Abs. 2 über den Zeitraum der Sperrung 
der Fernsehnutzungsrechte." 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Be- 
trag" die Worte „nach Abzug der gemäß 
Absatz 2 a zu verwendenden Mittel" einge- 
fügt und folgender Satz 2 angefügt: 

„In den Fällen des § 7 Abs. 5 darf ein 
Grundbetrag nur bis zur Höhe der deut- 
schen finanziellen Beteiligung gewährt wer- 
den." 


b) unverändert 

c) Folgende . Absätze 2 a und 2 b werden ange- 
fügt: 

„(2 a) 12,5 vom Hundert des nach § 18 
Abs. 2 für die Grundförderung zur Verfü- 
gung stehenden Betrages sind zur Förderung 
deutscher programmfüllender Filme zu ver- 
wenden, die Prädikatsfilme sind oder einen 
Hauptpreis auf einem A-Filmfestspiel erhal- 
ten haben, ohne die Anspruchsvoraussetzun- 
gen des Absatzes 2 Satz 2 zu erfüllen. Der 
Betrag ist dem Hersteller nach Maßgabe des 
Anteils zuzuerkennen, den sein Film an den 
Einspielergebnissen aller in Satz 1 bezeich- 
nten Filme, die im abgelaufenen Kalender- 
jahr die Voraussetzungen für die Gewährung 
des Betrages erfüllt haben, im jeweiligen 
Förderungszeitraum (§ 7 Abs. 8 Satz 2) im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erzielt hat. 
Eine Auszahlung der Förderungsmittel an 
einen oder mehrere Hersteller, die gemein- 
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und 2 gewährte Grundbetrag darf nicht höher 
sein als 75 vom Hundert des Betrages, den 
ein Hersteller nach Absatz 1 erhält. Nicht 
verbrauchte Mittel werden den für die För- 
derung nach Absatz 1 vorgesehenen Mitteln 
des nächsten Förderungszeitraumes zuge- 
führt. 


(2 b) Bei Dokumentär-, Kinder- und Ju- 
gendfilmen (Filme, die nicht in Abendveran- 
staltungen gezeigt werden) genügt es abwei- 
chend von Absatz 2, daß die inländischen 
Bruttoverleiheinnahmen innerhalb von fünf 
Jahren nach der Erstaufführung in einem 
Filmtheater innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 300 000 Deutsche Mark be- 
tragen; die Anstalt kann von diesem Erfor- 
dernis absehen, wenn einem Film das Prä- 
dikat „besonders wertvoll" zuerkannt wor- 
den ist. 


wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 werden nach den Worten „aus- 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

sam einen neuen Film hersteilen wollen, 
kann nur erfolgen, wenn mehr als 50 000 
Deutsche Mark aus einem oder mehreren 
Referenzfilmen zuerkannt worden sind. Der 

nach Satz 1 und 2 gewährte Grundbetrag 
darf nicht höher sein als 75 vom Hundert 
des Betrages, den ein Hersteller nach Ab- 
satz 1 erhält. Nicht verbrauchte Mittel wer- 
den den für die Förderung nach Absatz 1 
vorgesehenen Mitteln des nächsten Förde- 
rungszeitraumes zugeführt. 

(2 b) Bei Dokumentär-, Kinder- und Ju- 
gendfilmen (Filme, die nicht in Abendveran- 
staltungen gezeigt werden) genügt es abwei- 
chend von Absatz 2, daß die inländischen 
Bruttoverleiheinnahmen innerhalb von fünf 
Jahren nach der Erstaufführung in einem 
Filmtheater innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 300 000 Deutsche Mark be- 
tragen; die Anstalt kann von diesem Erfor- 
dernis absehen, wenn einem Kinder- oder 
Jugendfilm das Prädikat „besonders wert- 
voll" zuerkannt worden ist. 

Cj) Absatz 3 wird durch folgenden Satz 3 er- 
gänzt: 

„Auf den Grundbetrag kann die Anstalt vor 
Ablauf des Förderungszeitraumes nach Maß- 
gabe ihrer Haushaltslage im Einzelfall bis 
zu 50 vom Hundert der Höhe des Grund- 
betrages des Vorjahres Vorauszahlungen 
leisten." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


6. §9 

a) 

gezeichnet worden ist", die Worte eingefügt: 
„um einen Film, bei dem die Projektkommis- 
sion das Vorliegen der in § 14 b Abs. 4 Satz 1 
genannten Voraussetzungen festgestellt hat". 

b) In Absatz 2 erhalten die Sätze 1 bis 3 folgen- 
de Fassung: 

„Der Zusatzbetrag ist dem Hersteller aus 
den nach § 18 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bereitge- 
stellten Mitteln nach Maßgabe des Anteils 
zuzuerkennen, den sein Film an den Ein- 
spielergebnissen aller in Absatz 1 bezeich- 
neten Filme, die im abgelaufenen Kalender- 
jahr die Voraussetzungen für die Gewährung 
des Grundbetrages erfüllt haben, im jeweili- 
gen Förderungszeitraum (§ 7 Abs. 8 Satz 2) 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes erzielt 
hat." 

c) ln Absatz 4 Satz 1 werden die Worte : „ über 
die Gewährung der Zusatzbeträge entschei- 
det“ durch die Worte: „Die Entscheidung, ob 
ein guter Unterhaltungsfilm im Sinne des 
Absatzes 1 vorliegt, trifft" ersetzt. 


b) unverändert 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Entscheidung, ob ein guter Unterhal- 
tungsfilm im Sinne des Absatzes 1 vorliegt, 
trifft eine vom Verwaltungsrat auf jeweils 
ein Jahr aus seiner Mitte gewählte Kleine 
Kommission, bestehend aus 
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d) In Absatz 4 wird folgender neuer Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Abweichend von Satz 1 brauchen die in 
Nummer 5 und 6 genannten Vertreter nicht 
aus der Mitte des Verwaltungsrates gewählt 
zu werden; sie dürfen jedoch nicht Filme her- 
steilen, verleihen, vertreiben oder einem Un- 
ternehmen angehören, das eine dieser Tätig- 
keiten ausübt, und sind an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden." 


1. drei vom Deutschen Bundestag gewählten 
Mitgliedern, 

2. einem Vertreter der Bundesregierung, 

3. einem Beauftragten der beiden Kirchen, 

4. zwei Vertretern des Hauptverbandes 
Deutscher Filmtheater e. V., 

5. einem Vertreter, benannt von den Spiel- 
filmproduzenten, 

6. einem Vertreter, benannt vom Verband 
der Filmverleiher e. V. 

Abweichend von Satz 1 brauchen die in Num- 
mer 5 und 6 genannten Vertreter nicht aus 
der Mitte des Verwaltungsrates gewählt 
zu werden; sie dürfen jedoch nicht Filme 
herstellen, verleihen, vertreiben oder einem 
Unternehmen angehören, das eine dieser 
Tätigkeiten ausübt, und sind an Aufträge 
und Weisungen nicht gebunden. Für jedes 
Mitglied wird ein Stellvertreter gewählt. Die 
Kleine Kommission wählt aus ihrer Mitte 
einen Vorsitzenden. Sie ist bei Anwesenheit 
von sieben Mitgliedern beschlußfähig und 
entscheidet mit der Mehrheit der anwesen- 
den Stimmen. Gegen die Entscheidung kön- 
nen die Minderheit und der betroffene Film- 
hersteller innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe der Entscheidung den Verwal- 
tungsrat anrufen. 

Buchstabe d entfällt hier 

siehe Buchstabe c 


e) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen. e) unverändert 


6a. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Hersteller hat den Grund- und 
Zusatzbetrag spätestens bis zum Ablauf von 
zwei Jahren seit der zuletzt erfolgten Zu- 
erkennung in vollem Umfang für die Finan- 
zierung neuer programmfüllender deutscher 
Filme zu verwenden. Ist der Betrag für einen 
Film nach § 7 Abs. 5 zuerkannt worden, bei 
dem die deutsche finanzielle Beteiligung we- 
niger als 50 vom Hundert betragen hat, so 
darf der Betrag nur für die Finanzierung 
eines Films verwandt werden, an dem die 
deutsche finanzielle Beteiligung mindestens 
50 vom Hundert beträgt. Ein Film, bei dem 
die deutsche finanzielle Beteiligung größer 
ist als jede andere Beteiligung, steht im 
Sinne des Satzes 2 einem Film mit einer 
deutschen Beteiligung von 50 vom Hundert 
gleich. Förderungshilfen für programmfül- 
lende deutsche Kinder- oder Jugendfilme 
sind für die Herstellung eines neuen pro- 
grammfüllenden deutschen Kinder- und Ju- 
gendfilms zu verwenden. Die Anstalt kann 
auf Antrag unter Berücksichtigung der wirt- 
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7. In § 12 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 


8. § 13 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Nachweis, daß der Film nicht programm- 
füllend ist, wird durch eine Bescheinigung des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft geführt; 
im übrigen gilt § 7 Abs. 3 bis 5, 9 und 1 1 Satz 2 
entsprechend." 


9. § 14 Abs . 4 wird wie folgt gefaßt: 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

schaftlichen Lage des Herstellers in Ausnah- 
mefällen gestatten, daß die Beträge zur Be- 
gleichung der Herstellungskosten des Refe- 
renzfilms verwendet werden, soweit die Ein- 
spielerlöse dieses Films seine Herstellungs- 
kosten nicht decken." 

b) In Absatz 3 wird das Wort „kann" durch 
das Wort „soll" ersetzt. 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Absatz 2 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Für Filme, die unter Mitwirkung einer Fern- 
sehen betreibenden öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalt, die im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes liegt, hergestellt worden sind, 
kann die Frist von zwei Jahren bis auf sechs 
Monate beginnend mit der Abnahme durch 
die Rundfunkanstalt verkürzt werden." 

8. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Der Nachweis, daß der Film nicht pro- 
grammfüllend ist, wird durch eine Bescheini- 
gung des Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtschaft geführt; im übrigen gilt § 7 Abs. 3 
bis 5, 9 und 11 Satz 2 entsprechend." 

b) In Satz 7 werden die Worte „Satz 1 und 2" 
durch die Worte „Satz 1 bis 3" ersetzt. 

9. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer ein Filmtheater betreibt (Film- 
theaterbesitzer), erhält auf Antrag von der 
Anstalt Förderungshilfen, die zur Erneue- 
rung und Verbesserung der technischen An- 
lagen und der Ausstattung sowie zur Neu- 
gestaltung von Filmtheatern, die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes liegen, zu ver- 
wenden sind." 

b) Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„(3) Aus dem Betrag, der als Förderungs- 
hilfe nach Absatz 2 zur Verfügung steht, ist 
Filmtheaterbesitzern, die im abgelaufenen 
Haushaltsjahr aus dem Verkauf von Ein- 
trittskarten nach Abzug der Vergnügungs- 
steuer einen Umsatz bis zu 150 000 Deut- 
sche Mark erzielt haben, für jeweils 0,10 
Deutsche Mark Filmabgabe (§15 Abs. 1) eine 
Förderungshilfe von 0,04 Deutsche Mark zu 
gewähren. Dieser Satz ermäßigt sich bei 
Filmtheaterbesitzern mit einem Umsatz bis 
zu 250 000 Deutsche Mark auf 0,03 Deutsche 
Mark, bei Filmtheaterbesitzern mit einem 
höheren Umsatz auf 0,02 Deutsche Mark. 
Beträgt die Filmabgabe (§ 15 Abs. 1) 0,15 
Deutsche Mark, so erhöhen sich die Förde- 
rungshilfen nach Satz 1 und 2 auf 0,06 Deut- 
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„(4) Der Abruf der Mittel durch die Filmthea- 
terbesitzer ist nicht auf das Haushaltsjahr be- 
schränkt, jedoch muß die in einem Haushaltsjahr 
zur Verfügung gestellte Förderungshilfe inner- 
halb von drei Haushaltsjahren nach der Mittei- 
lung durch die Anstalt abgerufen werden. Nicht 
rechtzeitig abgerufene Förderungsmittel werden 
Förderungshilfen nach Absatz 1 im folgenden 
Haushaltsjahr zugeführt. 11 

10. Folgende §§ 14 a bis 14 c werden eingefügt: 

„§ 14 a 

Pro j ektförderung 

(1) Die Anstalt kann 

1. zur Herstellung programmfüllender deut- 
scher Filme, 

2. für beispielhafte Maßnahmen im Bereich der 
Filmtheater, 

3. zur Förderung des Absatzes von programm- 
füllenden deutschen Filmen, 

4. zur Förderung der filmberuflichen Fortbil- 
dung des künstlerischen und technischen 
Nachwuchses 

Förderungshilfen gewähren (Projektförderung). 
Die dafür im Haushaltsplan nach § 18 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 5 bereitgestellten Mittel sind in an- 
gemessenem Verhältnis auf die Förderungshil- 
fen nach den Nummern 1 bis 4 zu verteilen. Die 
Verteilung beschließt der Verwaltungsrat mit 
zwei Dritteln, mindestens aber der Mehrheit der 
Mitglieder. Förderungshilfen nach Satz 1 Nr. 2 
bis 4 werden nicht gewährt, wenn für den För- 
derzweck andere Öffentliche Mittel bereitgestellt 
werden. 

(2) über die Gewährung der Förderungshilfen 
entscheidet eine vom Verwaltungsrat nach Ab- 
satz 3 zu bildende Projektkommission, die aus 
elf sachkundigen Persönlichkeiten besteht. Diese 
dürfen nicht Filme herstellen, verleihen, vertrei- 
ben oder einem Unternehmen angehören, das 
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sehe Mark, 0,05 Deutsche Mark und 0,04 
Deutsche Mark für jeweils 0,15 Deutsche 
Mark Filmabgabe. Die Förderungshilfe nach 
Satz 1 bis 3 erhöht sich um 0,01 Deutsche 
Mark für jede verkaufte Eintrittskarte für 
ein Spielprogramm, in dem außer einem pro- 
grammfüllenden Spielfilm eine höchstens 
25 Tage alte Wochenschau vorgeführt wird, 
die von einem Unternehmen mit Sitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes in deutscher 
Sprache hergestellt worden ist. Reicht der 
Betrag, der nach Absatz 2 für Förderungs- 
hilfen zur Verfügung steht, nicht aus, um 
allen Filmtheaterbesitzern Förderungshilfen 
in Höhe der sich aus den Sätzen 1 bis 4 er- 
gebenden Beträge zu gewähren, so wird die 
sich aus Satz 2 und 3 ergebende Summe der 
Förderungshilfen für Filmtheaterbesitzer 
mit einem Umsatz von mehr als 150000 Deut- 
sche Mark anteilig gekürzt. 

(4) unverändert 


10. Folgende §§ 14 a bis 14 c werden eingefügt: 

„§ 14 a 

Proj ektförderung 

(1) Die Anstalt kann 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. zur Förderung der filmberuflichen Fortbil- 
dung des künstlerischen, technischen und 
kaufmännischen Nachwuchses 

Förderungshilfen gewähren (Projektförderung). 
Die dafür im Haushaltsplan nach § 18 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 5 bereitgestellten Mittel sind in an- 
gemessenem Verhältnis auf die Förderungshil- 
fen nach den Nummern 1 bis 4 zu verteilen. Die 
Verteilung beschließt der Verwaltungsrat mit 
zwei Dritteln, mindestens aber der Mehrheit der 
Mitglieder. Förderungshilfen nach Satz 1 Nr. 2 
bis 4 werden nicht gewährt, wenn für den För- 
derzweck andere öffentliche Mittel bereitge- 
stellt werden. 

(2) unverändert 
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eine dieser Tätigkeiten ausübt. Die Mitglieder 
der Projektkommission sind an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden. Sie werden für zwei 
Jahre berufen. 

(3) Die in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genann- 
ten Verwaltungsratsmitglieder benennen in ge- 
trennten Verfahren je ein Mitglied der Projekt- 
kommission und dessen Stellvertreter; die übri- 
gen Mitglieder werden vom Verwaltungsrat auf- 
grund von drei Vorschlagslisten gewählt. Die 
erste Liste wird von den Verwaltungsratsmit- 
gliedern nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bis 8 und 
10, die zweite Liste von den Verwaltungsrats- 
mitgliedern nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 9, 
die dritte Liste von den Verwaltungsratsmit- 
gliedern nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 bis 13 auf- 
gestellt. Jede Liste umfaßt mindestens sieben 
Personen ; aus jeder Liste wählt der Verwal- 
tungsrat drei Mitglieder und ihre Stellvertreter. 


(4) Die Projektkommission wählt aus ihrer 
Mitte den Vorsitzenden und seinen Stellvertre- 
ter. Sie gibt sich eine Geschäftsordnung, die der 
Genehmigung des Verwaltungsrates bedarf. 

(5) Beschlüsse der Projektkommission bedür- 
fen der Zustimmung von zwei Dritteln der an- 
wesenden, mindestens aber der Mehrheit der 
gesetzlichen Mitglieder, über Widersprüche ge- 
gen Entscheidungen nach Absatz 1 entscheidet 
die Projektkommission. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


(3) Für die Projektkommission benennen je 

einen Vertreter und Stellvertreter 

a) die vom Deutschen Bundestag gewählten 
Verwaltungsratsmitglieder, 

b) die vom Bundesrat gewählten Verwaltungs- 
ratsmitglieder, 

c) die Arbeitsgemeinschaft der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes- 
republik Deutschland (ARD), 

d) die Anstalt des Öffentlichen Rechts „Zwei- 
tes Deutsches Fernsehen“. 

Die übrigen Mitglieder werden vom Verwal- 
tungsrat aufgrund von zwei Listen gewählt, die 

jeweils neun Wahlvorschläge enthalten. 

Die erste Liste wird von den Verwaltungsrats- 
mitgliedern aufgestellt, die benannt sind 

vom Hauptverband Deutscher Filmtheater e. V., 
vom Deutschen Journalistenverband e. V., 

von der Deutschen Journalisten-Union in der 
Industriegewerkschaft Druck und Papier, 

von der evangelischen und katholischen Kirche, 

aus dieser Liste werden vier Mitglieder und 
ihre Stellvertreter gewählt. Die zweite Liste 
wird von den Verwaltungsratsmitgliedern auf- 
gestellt, die benannt sind 

vom Verband Deutscher Spielfilmproduzenten 
e. V., 

von der Arbeitsgemeinschaft Neuer Deutscher 
Spielfilmproduzenten e. V., 

vom Bundesverband Deutscher Film- und AV 
Produzenten e. V., 

vom Verband der Filmverleiher e. V., 

von der Export-Union der Deutschen Film- 
industrie e. V. r 

vom Verband Technischer Betriebe für Film 
und Fernsehen e. V., 

von der Rundfunk-Fernseh-Film-Union im Deut- 
schen Gewerkschaftsbund, 

aus dieser Liste werden drei Mitglieder und 
ihre Stellvertreter gewählt. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 14b 

Förderung von Filmvorhaben 

(1) Als Förderungshilfen nach § 14 a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 werden bedingt rückzahlbare zins- 
lose Darlehen bis zur Höhe von 300 000 Deut- 
sche Mark gewährt. Die Förderungshilfe kann 
bis zu 700 000 Deutsche Mark betragen, wenn 
eine Gesamtwürdigung des Filmvorhabens und 
die Höhe der voraussichtlichen Herstellungsko- 
sten dies rechtfertigen. Mit dem Antrag ist ein 
Kosten- und Finanzierungsplan vorzulegen. 

(2) Die Darlehensgewährung setzt voraus, daß 
das Filmvorhaben aufgrund des Drehbuches so- 
wie der Stab- und Besetzungsliste einen guten 
U nterhaltungsfilm erwarten läßt. In erster Linie 
sind Filme mit anspruchsvollem, breite Besucher- 
schichten interessierenden Inhalt bei gleichzeitig 
überdurchschnittlichem dramaturgischen Aufbau 
zu fördern. 


(3) Der Darlehensempfänger ist verpflichtet, 
innerhalb eines Jahres nach Auszahlung des 
Darlehens der Projektkommission eine Kopie 
des Films vorzulegen. Kommt er dieser Ver- 
pflichtung nicht nach, so ist das Darlehen sofort 
zurückzuzahlen. Die Anstalt kann die Frist um 
höchstens ein Jahr verlängern, wenn der Dar- 
lehensempfänger nachweist, daß er die Frist aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht 
einhalten kann. 

(4) Stellt die Projektkommission fest, daß der 
Film 

1. seinem Inhalt nach dem vorgelegten Dreh- 
buch im wesentlichen entspricht, 

2. sein Stab und die Besetzung mit der vorge- 
legten Liste übereinstimmen, 

3. nicht gegen § 7 Abs. 9 verstößt und 

4. unter Berücksichtigung des dramaturgischen 
Aufbaus, der Gestaltung, der schauspieleri- 
schen Leistungen, der Kameraführung und 
des Bildschnittes geeignet erscheint, zur Ver- 
besserung der Qualität des deutschen Films 
beizutragen, 

so ist das Darlehen nur zurückzuzahlen, soweit 
aus der Verwertung des Films ein Gewinn er- 
zielt wird ; jeweils die Hälfte des Gewinns ist 
zur Tilgung des Darlehens zu verwenden. Lie- 
gen die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht vor, 
so ist der Darlehensempfänger zur Rückzahlung 
des Darlehens verpflichtet. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
§ 14b 

Förderung von Filmvorhaben 
(1) unverändert 


(2) Die Darlehensgewährung setzt voraus, daß 
das Filmvorhaben aufgrund des Drehbuches so- 
wie der Stab- und Besetzungsliste einen guten 
Film erwarten läßt, der geeignet erscheint, 
breite Besucherschichten anzusprechen und die 
Qualität des deutschen Films zu verbessern. 
Unter den geförderten Filmvorhaben sollen sich 
in angemessenem Umfang solche befinden, die 
auch zur Ausstrahlung im Fernsehen geeignet 
sind. Können nicht alle geeigneten Filmvorha- 
ben angemessen gefördert werden, so wählt 
die Projektkommission die ihr am besten er- 
scheinenden Vorhaben aus. 

f3l unverändert 


(4) Stellt die Projektkommission fest, daß der 
Film 

1. unverändert 

2. sein Stab und die Besetzung mit der vorge- 
legten Liste im wesentlichen übereinstim- 
men, 

3. unverändert 

4. unter Berücksichtigung des dramaturgischen 
Aufbaus, der Gestaltung der schauspieleri- 
schen Leistungen, der Kameraführung und 
des Bildschnittes geeignet erscheint, zur Ver- 
besserung der Qualität des deutschen Films 
beizutragen, 

so ist das Darlehen nur zurückzuzahlen, soweit 
die Erträge des Herstellers aus der Verwertung 
des Films die Gesamtkosten, vermindert um den 
Darlehensbetrag, übersteigen; jeweils die Hälfte 
dieser übersteigenden Erträge ist zur Tilgung 
des Darlehens zu verwenden. Liegen die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 nicht vor, so ist der 
Darlehensempfänger zur Rückzahlung des Dar- 
lehens verpflichtet. Abweichend von Satz 2 
kann die Anstalt die Rückzahlung des Darle- 
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(5) Mit Mitteln der Projektförderung herge- 
stellte Filme können auch Referenzfilme im Sin- 
ne der §§ 8 und 9 werden. Mittel der Projekt- 
förderung können auch solche Filme erhalten, 
die mit Förderungshilfen aufgrund der §§ 8, 9 
und 13 hergestellt werden sollen. 

(6) Mittel aus der Projektförderung kön- 
nen nur in der Höhe gewährt werden, als sie 
unter Einbeziehung von Förderungshilfen nach 
§§ 8, 9 und 13 und anderer öffentlicher Mittel 
80 vom Hundert der Herstellungskosten des zu 
fördernden Films nicht übersteigen. 

(7) § 7 Abs. 4 und, falls es sich um eine Ge- 
meinschaftsproduktion mit finanzieller deutscher 
Mehrheitsbeteiligung von über 50 vom Hundert 
handelt, Absatz 5, ferner § 7 Abs. 7, 9 und 11 
Satz 1, § 10 Abs. 3 Nr. 1 bis 3, § 11 Abs. 1 Nr. 2 
und § 12 Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten sinn- 
gemäß. 

§ 14 c 

Vergab egrundsätze für Projektförderung 

(1) Die Voraussetzungen, unter denen die Hil- 
fen nach § 14 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 zu ge- 
währen sind, werden in Vergab egrundsätzen 
geregelt. In ihnen kann bestimmt werden, 

1. daß Förderungshilfen nach § 14 a Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 und 3 als Darlehen oder als Mittel 
zur Zinsverbilligung gewährt werden, soweit 
dies zur Erreichung des Förderzwecks erfor- 
derlich ist; 

2. daß Förderungshilfen nach § 14 a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 als Zuschüsse gewährt werden; 
der Zuschuß beträgt monatlich höchstens 
2000 Deutsche Mark und kann für die Dauer 
von sechs Monaten gezahlt werden. 

(2) In Vergab egrundsätzen können neben den 
näheren Voraussetzungen auch die Durchfüh- 
rung der Projektförderung, insbesondere die An- 
forderungen an die Antragstellung, die Pflich- 
ten des Förderungsempfängers, die Grundsätze 
der Gewinnermittlung, die Rückzahlungsbedin- 
gungen, die Umwandlung der Darlehen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 in Zuschüsse, der Nach- 
weis über die Verwendung der Förderungshil- 
fen und das Recht zur Prüfung dieses Nachweises 
geregelt werden. 

(3) Vergab egrundsätze beschließt der Verwal- 
tungsrat mit zwei Dritteln, mindestens aber der 
Mehrheit der Mitglieder; die Vergab eg rund- 
sätze bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

hens ganz oder teilweise erlassen, wenn der 
Darlehensempfänger die Nichterfüllung der 
Voraussetzungen nicht zu vertreten hat und die 
Geltendmachung des Rückzahlungsanspruchs 
eine unbillige Härte für ihn bedeuten würde. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) § 7 Abs. 4 und, falls es sich um eine Ge- 
meinschaftsproduktion mit finanzieller deutscher 
Mehrheitsbeteiligung von über 50 vom Hundert 
handelt, Absatz 5, ferner § 7 Abs. 7, 9 und 11, 
§ 10 Abs. 3 Nr. 1 bis 3, § 11 Abs. 1 Nr. 2 und 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten sinnge- 
mäß. 

§ 14 c 

Vergaberichtlinien für Projektförderung 

(1) Die Voraussetzungen, unter denen die Hil- 
fen nach § 14 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 zu ge- 
währen sind, werden in Vergaberichtlinien ge- 
regelt. In ihnen kann bestimmt werden, 

1. unverändert 


2. unverändert 


(2) In Vergaberichtlinien können neben den 
näheren Voraussetzungen auch die Durchfüh- 
rung der Projektförderung, insbesondere die An- 
forderungen an die Antragstellung, die Pflich- 
ten des Förderungsempfängers, die Grundsätze 
der Gewinnermittlung, die Rückzahlungsbedin- 
gungen, die Umwandlung der Darlehen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 in Zuschüsse, der Nach- 
weis über die Verwendung der Förderungshil- 
fen und das Recht zur Prüfung dieses Nachweises 
geregelt werden. 

(3) Vergaberichtlinien beschließt der Verwal- 
tungsrat mit zwei Dritteln, mindestens aber der 
Mehrheit der Mitglieder; die Vergaberichtlinien 
bedürfen der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft." 
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11. § 15 Abs. 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 
ersetzt: 

„(2) Die Rundfunkanstalten im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes haben zum Zwecke eines 
filmwirtschaftlichen Ausgleichs für die erstma- 
lige Ausstrahlung eines Films im Ersten oder 
Zweiten Programm, der als programmfüllender 
Film in einem Filmtheater erstaufgeführt wor- 
den ist, eine Abgabe in Höhe von 20 000 Deut- 
sche Mark an die Anstalt zu entrichten. Bei der 
Ausstrahlung von Prädikatsfilmen ermäßigt sich 
die Abgabe um 50 vom Hundert. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft wird ermächtigt, die Ein- 
zelheiten des Verfahrens und die Zahlungsweise 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Die Bundes- 
regierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung die Erhebung der Abgabe insoweit auszu- 
setzen, als in anderer Weise eine angemessene 
Beteiligung der Rundfunkanstalten am filmwirt- 
schaftlichen Ausgleich sichergestellt ist. 

(3) Die Abgaben nach Absatz 1 und 2 werden 
bis zum 31. Dezember 1978 erhoben 


12. In § 16 Abs. 1 Satz 1 wird hinter den Worten 
„muß der Anstalt" eingefügt: 

", wer eine Bescheinigung nach § 7 Abs. 11 Satz 
2 beantragt, muß dem Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft". 


13. § 18 Abs. 2 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


a) Satz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. der Mittel für den Zusatzbetrag in Höhe 
von 2,6 Millionen Deutsche Mark (§ 9 
Abs. 2 Satz 1)," 


b) In Satz 2 wird als neue Nummer 5 eingefügt: 

„5. der Mittel für die Projektförderung 
(§ 14 a) in Höhe von 5 Millionen Deut- 
sche Mark," 

c) In Satz 2 wird am Ende des ersten Halbsatzes 
hinter dem Wort „ sollen " statt des Semiko- 
lons ein Punkt gesetzt ; der zweite Halbsatz 
„hierbei bleiben Zahlungen aus dem Ufi- 
Abwicklungserlös (§ 21 a) unberücksichtigt " 
wird gestrichen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Jeder gewerbliche Veranstalter einer ent- 
geltlichen Vorführung programmfüllender 
Filme im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat für jede verkaufte Eintrittskarte eine 
Filmabgabe in Höhe von 0,10 Deutsche Mark 
an die Anstalt zu entrichten; vom 1. Juli 1974 
an beträgt die Abgabe 0,15 Deutsche Mark. 
Für Filmtheaterbesitzer, die nur Wochen- 
schauen und Kurzfilme zeigen, ermäßigt sich 
die Abgabe um 50 vom Hundert; dies gilt 
auch für Jugendvorstellungen." 

b) In Absatz 2 wird die Jahreszahl „1973" durch 
die Jahreszahl „1978" ersetzt. 


12. unverändert 


13. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die 
Beträge festzulegen, die für die einzelnen in 
diesem Gesetz vorgesehenen Förderungsmaß- 
nahmen Verwendung finden sollen. Dabei ist 
davon auszugehen, daß nach Abzug 

1. der Verwaltungskosten der Anstalt sowie 
erforderlich werdender Rückstellungen, , 

2. der Mittel zur Werbung für den deutschen 
Film im In- und Ausland in Höhe von min- 
destens 700 000 Deutsche Mark, 

3. der Mittel für den Zusatzbetrag in Höhe von 
3 Millionen Deutsche Mark (§ 9 Abs. 2 
Satz 1), 

4. der Förderungsmittel für den nicht pro- 
grammfüllenden Kinder- und Jugendfilm und 
den Kurzfilm in Höhe von 1,4 Millionen 
Deutsche Mark, 

5. der Mittel für die Projektförderung (§ 14 a) 
in Höhe von 5 Millionen Deutsche Mark 


die Mittel zur Förderung der programmfüllen- 
den Filme zu den Mitteln für die Erneuerung 
und Verbesserung der Filmtheater im Verhält- 
nis von zwei zu eins stehen sollen. Die für die 
Verlängerung der Sperrzeiten gemäß § 12 Abs. 1 
Satz 5 erforderlichen Mittel werden bis zum 


17 



Drucksache 7/1388 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses 

Höchstbetrag von l r 5 Millionen Deutsche Mark 
jährlich von den für die Erneuerung und Ver- 
besserung der Filmtheater vorgesehenen Mitteln 
in Abzug gebracht. Die von den Rundfunk- 
anstalten für die Übertragung der Fernsehnut- 
zungsrechte gezahlten Beträge sind im jeweili- 
gen Kalenderjahr dem Fonds für die Zuerken- 
nung des Grundbetrages zuzuteilen. Mittel, die 
der Anstalt von Dritten zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben nach § 2 zweckgebunden zur Verfügung 
gestellt werden, sind entsprechend der Zweck- 
bindung zusätzlich im Haushaltsplan zu ver- 
anschlagen. u 

14. § 19 Abs. 2 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 14. unverändert 

„Die Satzung kann ferner bestimmen, daß 

1. den Mitgliedern der Projektkommission und 
den Mitgliedern der Kleinen Kommission, die 
nicht Mitglieder des Verwaltungsrates sind, 
oder den an ihrer Stelle erschienenen Stell- 
vertretern Tagegelder, Übernachtungsgelder 
und Fahrkostenerstattung ^gewährt werden, 

2. die Mitglieder der Projektkommission oder 
die an ihrer Stelle tätig werdenden Stellver- 
treter für die Prüfung jedes Filmvorhabens 
eine Vergütung erhalten." 

15. § 21 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 15. unverändert 

(1) Förderungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 
werden nur gewährt, wenn der Referenzfilm bis 
zum 31. Dezember 1977 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes erstaufgeführt oder im Falle des 
§ 13 von der Freiwilligen Selbstkontrolle frei- 
gegeben worden ist und von der Filmbewer- 
tungsstelle Wiesbaden ein Prädikat erhalten hat. 

Förderungshilfen nach §§ 14 bis 14 c werden 
letztmalig für das Haushaltsjahr 1978 gewährt. 

(2) Anträge auf die Gewährung von Förde- 
rungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 können nur 
bis zum 31. März 1980 gestellt werden. Für pro- 
grammfüllende Dokumentär-, Kinder- und Ju- 
gendfilme verlängert sich diese Frist bis zum 31. 

März 1983. Anträge auf die Gewährung von För- 
derungshilfen nach § 14 können nur bis zum 31. 

März 1979 gestellt werden. Anträge auf die 
Gewährung von Förderungshilfen nach §§ 14 a 
bis 14 c können nur bis zum 31. März 1978 ge- 
stellt werden." 

16. §21 a Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 16. unverändert 

„Das Sondervermögen zahlt, soweit Mittel vor- 
handen sind, bis einschließlich 1977 jährlich 1,6 
Millionen Deutsche Mark und 1 Million Deut- 
sche Mark im Jahre 1978 an die Anstalt, welche 
die Mittel in ihren Haushaltsplan einsetzt; über 
die sonstige Verwendung des Vermögens ent- 
scheidet der Bundesminister für Wirtschaft im 
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Einvernehmen mit den Bundesministern des In- 
nern und der Finanzen nach Anhörung der Film- 
förderungsanstalt. " 

17. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

Inkrafttreten 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist vorbehaltlich des Absatzes 2 vom 1. Januar 
1974 an anzuwenden. 

(2) Förderungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 
werden gewährt, wenn der Referenzfilm nach 
dem 31. Dezember 1972 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes erstaufgeführt oder im Falle des 
§ 13 von der Freiwilligen Selbstkontrolle freige- 
geben worden ist. 

(3) Für Referenzfilme mit Erstaufführung im 
Jahr 1973 gilt als Ausschlußfrist nach § 7 Abs. 10 
Satz 1 der 31. Januar 1974." 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, das Gesetz über Maßnahmen zur Förderung 
des deutschen Films in der nach diesem Gesetz gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


17. § 23 Abs. 2 wird durch folgende Absätze 2 
und 3 ersetzt: 


„(2) Förderungshilfen nach den §§ 8, 9 und 13 
werden gewährt, wenn der Referenzfilm nach 
dem 31. Dezember 1972 im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes erstaufgeführt oder im Falle des 
§ 13 von der Freiwilligen Selbstkontrolle freige- 
geben worden ist. 

(3) Für Referenzfilme mit Erstaufführung im 
Jahre 1973 gilt als Ende der Ausschlußfrist 
nach § 7 Abs. 10 Satz 1 der 31. Januar 1974." 


A T- + i V p 1 o 

L 1 XV L i 

unverändert 


Artikel 2 a 

Das Gesetz zur Überwachung strafrechtlicher und 
anderer Verbringungsverbote vom 24. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 607), geändert durch Artikel 6 
des Einführungsgesetzes zum Gesetz über Ord- 
hungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), wird wie folgt geändert: 


1. § 5 Abs. 2 wird gestrichen. 

2. In § 6 Abs. 1 werden die Worte „der Vorlage- 
pflicht nach § 5 Abs. 2 Satz 1 zuwiderhandelt 
oder" gestrichen. 


Artikel 2 b 

Das Gesetz zur Abwicklung und Entflechtung 
des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens vom 
5. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 276) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 6 Abs. 3, §§ 9 bis 12 und 18 bis 20 werden ge- 
strichen. 
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Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2. § 15 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Beteiligung an der Unterstützungskasse des 
ehemaligen Reichseigenen Filmvermögens Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin, ist auf 
die Bundesrepublik Deutschland zu übertragen, 
das von ihr verwaltete Vermögen zur Unterstüt- 
zung bedürftiger gegenwärtiger und früherer 
Arbeitnehmer der aufgrund dieses Gesetzes auf- 
gelösten Gesellschaften sowie von bedürftigen 
Hinterbliebenen solcher Arbeitnehmer zu ver- 
wenden." 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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